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1. Aussonderung von Unterlagen 

a) Fristberechnung:  

Zu Beginn des Jahres 2013 dürfen wieder umfangreiche Geschäftsunterlagen ausgesondert werden. Maßgeblich 
für die Berechnung dabei ist, wann, d.h. in welchem Jahr letztmals ein Beleg erstellt wurde, eine Eintragung 
vorgenommen wurde bzw. die Abschlussarbeiten durchgeführt wurden. Die rechtlichen Grundlagen hinsichtlich 
der Aufbewahrungspflichten sind in § 257 HGB, § 147 Abs. 3 AO und § 41 Abs. 1 EStG niedergelegt. 
Beispiel: Die letzten abschließenden Buchführungsarbeiten für das Wirtschaftsjahr 2001 wurden im November 
2002 durchgeführt. Zu diesem Zeitpunkt wurde auch das Inventarverzeichnis dieses Wirtschaftsjahres berichtigt. 
Die Aufbewahrungsfrist für die o.g. Unterlagen beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem letztmalig Eintragungen 
oder Änderungen vorgenommen wurden. Dies ist das Jahr 2002. Somit beginnt die Frist mit Ablauf des Jahres 
2002 und endet mit Ablauf des Jahres 2012. 
Die Unterlagen für 2001 dürfen dann erst mit Ablauf des Jahres 2012 ausgesondert werden. 

b) Die 10-jährige Aufbewahrungsfrist 

Die 10-jährige Aufbewahrungsfrist gilt z.B. für folgende Unterlagen: 
- Primanota 

- Saldenlisten 

- Sachkonten 

- Debitoren- und Kreditorenkonten 

- Eröffnungsbilanz 

- Jahresabschluss und Lagebericht 

- Anlagenverzeichnis  

- Warenbestandsaufnahmen 

- Verträge (soweit es sich um Dauerverträge handelt, z.B. Mietverträge, die auch für die nachfolgenden 

Jahre gelten, gilt die Aufbewahrungsfrist der nachfolgenden Jahre) 

- Organisationsunterlagen zur Buchführung 
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- Kassenberichte, Kassenbücher 

- Bankauszüge, Darlehensauszüge 

- Eingangsrechnungen, falls Verwendung als Buchungsbeleg 

- Ausgangsrechnungen, falls Verwendung als Buchungsbeleg  

- Buchungsbelege 

Es ist darauf zu achten, dass auch die elektronisch erstellten Daten für zehn Jahre vorgehalten werden müssen.  

c) Die 6-jährige Aufbewahrungspflicht 

Die 6-jährige Aufbewahrungspflicht gilt z.B. für folgende Unterlagen: 
- Schriftverkehr bzgl. des Geschäftsverkehrs 

- Lohnkonten sowie die dazugehörigen notwendigen Belege und Bescheinigungen mit entsprechenden 

Eintragungen 

- sämtliche sonstige für die Besteuerung bedeutsamen Unterlagen 

- E-Mail, soweit sie nicht unter die 10-jährige Aufbewahrungspflicht fallen 

d) Lieferscheine 

Auch wenn sich die Angaben aus den Rechnungen ergeben, fallen die Lieferscheine unter die 
Aufbewahrungspflicht. Lieferscheine sind als empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe nach § 147 Abs. 1 Nr. 2 
AO aufbewahrungspflichtig. 
Dabei gilt für diese empfangenen Handelsbriefe eine 6-jährige Aufbewahrungspflicht. Sollten die Lieferscheine als 
Buchungsbeleg verwendet werden, gilt für die Lieferscheine die 10-jährige Aufbewahrungsfrist nach § 147 Abs. 1 
Nr. 4 AO. 
e) Aufbewahrungspflicht nach dem Umsatzsteuergesetz 

Gemäß § 14 b Abs. 1 UStG hat der Unternehmer aufzubewahren: 
- ein Doppel der Rechnung, die er selbst oder ein Dritter in seinem Namen und für seine Rechnung 

ausgestellt hat, 

- alle Rechnungen, die er erhalten oder die ein Leistungsempfänger oder in dessen Namen und für dessen 

Rechnung ein Dritter ausgestellt hat. 

Die Aufbewahrungsfrist beträgt zehn Jahre und beginnt mit dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Rechnung 
ausgestellt wird. Die Aufbewahrungsfrist läuft jedoch nicht ab, soweit und solange die Unterlagen für Steuern von 
Bedeutung sind, für welche die Festsetzungsfrist noch nicht abgelaufen ist (§ 147 Abs. 3 Satz 3 AO). 

Die Aufbewahrungsfristen gelten auch: 
- für Fahrzeuglieferer (§ 2 a UStG), 

- in den Fällen, in denen der letzte Abnehmer die Steuer nach § 13 a Abs. 1 Nr. 5 UStG schuldet, für den 

letzten Abnehmer und 

- in den Fällen, in denen der Leistungsempfänger die Steuer nach § 13 b Abs. 5 UStG schuldet, für den 

Leistungsempfänger (unabhängig davon, ob die Leistung für den unternehmerischen oder 

nichtunternehmerischen Bereich bezogen wurde). 

f) Vernichtungsverbot für bestimmte Unterlagen 

Ein Vernichtungsverbot besteht allerdings für die o.g. Unterlagen, wenn 
- eine Außenprüfung bereits begonnen hat und diese Unterlagen für diese Außenprüfung von Bedeutung 

sind oder 

- ein steuerstrafrechtliches bzw. bußgeldrechtliches Ermittlungsverfahren anhängig ist oder 
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- ein Rechtsbehelfsverfahren aufgrund einer Außenprüfung zu erwarten ist, oder  

- die Belege sind für Zeiträume bedeutsam,  für die eine Steuerfestsetzungsfrist noch nicht abgelaufen ist. 

g) Private Unterlagen 

Private Unterlagen, wie z.B. Belege zu Zins- und Mieteinnahmen, Sonderausgaben, außergewöhnlichen 
Belastungen, Werbungskosten usw. unterliegen regelmäßig keiner Aufbewahrungspflicht. D.h.  sobald für das 
jeweilige Jahr eine endgültige Steuerfestsetzung vorliegt, könnten diese Belege vernichtet werden. Solange der 
Fall „offen“ ist (Rechtsmittel oder Vorbehalt der Nachprüfung/Vorläufigkeitsvermerk), sollten die Belege 
aufbewahrt werden, da im Regelfall die Beweispflicht beim Steuerpflichtigen liegt, wenn es sich um 
steuermindernde Anträge handelt. 

h) Aufbewahrungspflicht bei Lieferungen/Leistungen für den Privatbereich 

Seit dem 1.8.2004 gilt eine Aufbewahrungspflicht für Nicht-Unternehmer. Soweit eine steuerpflichtige 
Werklieferung oder sonstige Leistung im Zusammenhang mit einem Grundstück vorliegt, besteht eine 
Rechnungsausstellungspflicht auch gegenüber einem Nicht-Unternehmer. Der Nicht-Unternehmer 
(Leistungsempfänger) hat die Rechnungen, einen Zahlungsbeleg oder andere beweiskräftige Unterlagen zwei 
Jahre aufzubewahren. 
Die 2-Jahres-Frist gilt nur, wenn er  

1. nicht Unternehmer ist oder 

2. Unternehmer ist, aber die Leistung für seinen nichtunternehmerischen Bereich verwendet. 

Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem die Rechnung ausgestellt worden ist. 

i) Aufbewahrungsprflichten bei Überschusseinkünften über 500.000 Euro 

Natürliche Personen, deren Summe der positiven Einkünfte aus Überschusseinkünften (aus nichtselbstständiger 
Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung und sonstige Einkünfte) mehr als 500.000 € im 
Kalenderjahr 2012 betragen hat, müssen ab 2013 die im Zusammenhang stehenden Aufzeichnungen und 
Unterlagen sechs Jahre aufbewahren. Bei Zusammenveranlagung sind die Feststellungen für jeden Ehegatten 
gesondert maßgebend. Die Verpflichtung entfällt erst mit Ablauf des fünften aufeinanderfolgenden Kalenderjahrs 
in dem die Voraussetzungen nicht erfüllt sind. 
 

2. Altverluste aus § 23 EStG verwerten 

Sind alte Spekulationsverluste, die zum 31.12.2008 festgestellt wurden, bis heute noch nicht ausgeglichen, dann 
sollte über die Ausgleichsmöglichkeiten nachgedacht werden. Eine Übergangsregelung zu § 23 EStG schafft vom 
1.1.2009 – 31.12.2013 die Möglichkeit, dass die alten § 23-Verluste (die bis zum 31.12.2008 entstanden sind) 
sowohl  mit neuen § 23-Gewinnen als auch mit neuen § 20 Abs. 2-Gewinnen verrechnet werden können. § 20 
Abs. 2-Gewinne sind z.B. Veräußerungen von Aktien oder Anleihen, die seit 1.1.2009 angeschafft und z.B. in 2012 
oder 2013 mit Gewinn veräußert werden. 
 

3. Zuordnungsentscheidung muss bis zum 31.5. des Folgejahres erfolgen 

Bei nicht nur unternehmerisch genutzten Gegenständen ist für den Vorsteuerabzug eine zeitnahe Zuordnung zum 
Unternehmensvermögen Voraussetzung. Zeitnah bedeutet, dass die Zuordnungsentscheidung für in 2012 
angeschaffte Gegenstände spätestens in der Jahressteuererklärung bis zum 31.5.2013 vorzunehmen ist. Der 31. 
Mai ist auch dann maßgeblich, wenn es für die Abgabe der Jahressteuererklärung 2012 eine Fristverlängerung 
gibt. Wurde die Zuordnungsentscheidung nicht in der Umsatzsteuer-Voranmeldung erklärt und besteht für die 
Jahreserklärung eine Fristverlängerung, sollte dem Finanzamt die entsprechende Zuordnung ggf. schriftlich 
außerhalb der Steuererklärung mitgeteilt werden. 
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4. Sozialversicherungsrechtliche Änderungen bei „Minijobs“ zum 1.1.2013 

Die Verdienstgrenzen für geringfügige Beschäftigung – sogenannte Minijobs – werden an die allgemeine 
Lohnentwicklung angepasst. Die Entgeltgrenze für Minijobs wird ab dem 1.1.2013 von 400 € auf 450 € 
angehoben. Bei der Anhebung der sozialversicherungsrechtlichen Geringfügigkeitsgrenze auf 450 € handelt es 
sich nur um die Grenze für die Sozialversicherungsfreiheit von sog. geringfügig entlohnten Beschäftigungen. 
Andere Fälle der Sozialversicherungsfreiheit wegen Geringfügigkeit, z.B. die Sozialversicherungsfreiheit von 
kurzzeitigen Beschäftigungen, sind von den Änderungen des neuen Gesetzes nicht betroffen. 
Bisher war ein Arbeitnehmer bei Einhaltung der Geringfügigkeitsgrenze automatisch versicherungsfrei. Er konnte 
aber eine Rentenversicherungspflicht beantragen (Opt-in-Regelung). Ab 1.1.2013 wird die Versicherungspflicht in 
der gesetzlichen Rentenversicherung bei diesen Arbeitsverhältnissen zur Regel (Opt-out-Regelung). Arbeitnehmer 
können sich aber von dieser Pflicht auf Antrag befreien lassen. 
In der Rentenversicherung bleiben diejenigen Personen versicherungspflichtig, die bereits nach altem Recht (bei 
einem Verdienst bis zu 400 € monatlich) auf eine Rentenversicherungsfreiheit verzichtet hatten. Diese Personen 
sind nicht dazu berechtigt, nunmehr eine Versicherungsbefreiung zu beantragen. Bestand in der 
Rentenversicherung deshalb nach alter Rechtslage eine Versicherungspflicht, weil die Grenze von 400 € schon vor 
dem 1.1.2013 überschritten wurde und auch weiterhin noch überschritten wird, bleibt (falls wiederum die neue 
Grenze von 450 € nicht überstiegen wird) die Rentenversicherungspflicht über den 31.12.2012 hinaus bestehen. 
Vor Ende des Jahres 2014 kann kein Befreiungsantrag gestellt werden (zweijährige Übergangsregelung). 
Bei Personen, die bisher in der Rentenversicherung wegen Einhaltung der bisherigen Grenze von 400 € 
versicherungsfrei waren, verbleibt es über den 31.12.2012 hinaus bei der Versicherungsfreiheit, jedoch kann auf 
diese verzichtet werden. 
Die Entgeltgrenze für Beschäftigungen in der Gleitzone wird zum 1.1.2013 von bisher 800 € monatlich auf 
nunmehr 850 € angehoben. Ab diesem Stichtag sind diese Beschäftigungen grundsätzlich durch eine Gleitzone 
gekennzeichnet, die von 450,01 € bis 850 € reicht. 
Hinweis: Vor erstmaliger Beschäftigung einer Teilzeitkraft sollte die Vorgehensweise mit dem Steuerberater 
abgestimmt werden. Dazu gehört insbesondere auch die Erklärung des Aushilfsbeschäftigten. 
 

5. Kein Vorsteuerabzug aus Eingangsleistungen bei Verwendung für unentgeltliche Wertabgabe 

Das Recht auf Vorsteuerabzug nach § 15 UStG besteht, wenn der Unternehmer Leistungen von einem anderen 
Unternehmer für sein Unternehmen bezieht und für Ausgangsumsätze verwendet, die entweder steuerpflichtig 
sind oder einer Steuerbefreiung unterliegen, die den Vorsteuerabzug nicht ausschließt. 
Der Bundesfinanzhof hat diesen Grundsatz in einigen Urteilen dahingehend konkretisiert, dass der Unternehmer 
zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, soweit er Leistungen für sein Unternehmen und damit für seine 
wirtschaftlichen Tätigkeiten zur Erbringung entgeltlicher Leistungen zu verwenden beabsichtigt.  
Ab 1.1.2013 gilt für den Unternehmer zwingend: Der Unternehmer hat kein Recht mehr zum Vorsteuerabzug, 
wenn er beabsichtigt, eine von ihm bezogene Leistung ausschließlich im Rahmen einer steuerpflichtigen 
unentgeltlichen Wertabgabe zu nutzen. Dafür entfällt die Besteuerung der unentgeltlichen Wertabgabe. 
Praxistipp: Obiges gilt nicht, wenn die Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe bei Aufmerksamkeiten oder 
Geschenke von geringem Wert unterbleiben würde bzw. die Vorsteuer durch Besteuerung der unentgeltlichen 
Wertabgabe nicht komplett neutralisiert werden würde. Hier wird die Leistung für den unternehmerischen 
Bereich bezogen und erlaubt daher den Vorsteuerabzug. 


